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Verkündet

am 30„ Oktober 1957

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin9

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagter

hat der 1° Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 30„ Oktober 1957

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 26„ Oktober 1955 und das Urteil

des Sozialgerichts Düsseldorf vom 60 April

1955 werden aufgehoben.) Die Klage wird abge—

wiesen„
\

Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Witwe des inzwischen verstorbenen Versicherten, des

ursprünglichen Klägers, begehrt das Ruhegeld, das diesem

ihrer Meinung nach für die Zeit vom 1„ Juni 1952, dem
Monat nach der Antragstellung, bis zum 51° August 1956,

dem Todesmonat, zugestanden hat„

Der Versicherte wurde 1898 geboren„ Für ihn sind von 1914

bis 1925 273 Wochenbeiträge zur Invalidenversicherung
(JVO) und von November 1949 bis Dezember 1950 14 Monats—

beiträge zur Angestelltenversicherung (AV„) entrichtet
worden„ Er hat außerdem zu diesem Versicherungszweig frei—

-willig 6 Monatsbeiträge für 1949 geleistet° Im März 1951

wurde er berufsunfähig und invalide und beantragte im Mai
1952 die Gewährung des Ruhegelds° Die Landesversicherungs—

anstalt (LVA„) Rheinprovinz, die damals die Aufgaben der
AV° für ihren Bezirk mit wahrnehm, lehnte den Antrag ab:

Der Versicherte sei nicht berechtigt gewesen, für 1949 frei—

willig Beiträge zur AV„ zu entrichten° Es hätten weder die

Voraussetzungen der Weiterversicherung noch der Selbstver—

sicherung vorgelegen° ?reiwillig zur AV° entrichtete Bei—
träge dürften auch nicht zur JV„ umgebucht werden° Mit nur
2 statt 6 Beitragsmonaten für 1949 sei die Anwartschaft

aus den früheren JVO—Beiträgen erloschen° Die anrechnungs—

fähigen 14 Pflichtbeiträge zur AV° erfüllten allein die

Wartezeit nicht (Bescheid vom 25„ Januar 1953)0

Der Versicherte beantragte im Verfahren vor dem Sozialge—

richt (SGO) Düsseldorf, den Ablehnungsbescheid aufzuheben
und die Beklagte, die inzwischen an die Stelle der LVA„

Rheinprovinz getreten war, zu verurteilen‚ ihm das Ruhe—

geld zu gewähren„ Das SG° trennte von Amts wegen das Ver—

fahren in ein Leistungs— und ein Feststellungeverfahren°

Das Leistungsverfahren vertagte es auf unbestimmte Zeit;

im Feststellungsverfahren entschied es,.daß die umstritte—

nen 6 AVo—Beiträge rechtswirksam für 1949 entrichtet seien
(Urteil vom 6„4„1955)„ Gegen dieses Urteil legte die Beklagte
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Berufung und der Versicherte durch Schriftsatz vom 5° Oktober

1955 —unselbständige —Anschlußberufung ein„ Dieser Schrift—
satz enthielt weder einen Antrag noch eine Begründung der An—

schlußberufung° In der mündlichen Verhandlung vor dem Landes-

sozialgericht (LSG„) Nordrhein—Westfalen beantragte der Ver—

sicherte, ihm Ruhegeld vom 1° Juni 1952 an zuzusprecheno Das

LSG° wies die Berufung der Beklagten zurück° Auf die Anschluß—
berufung hin verurteilte es die Beklagte entsprechend dem An—

trag des Versicherten° Es führte zur Begründung aus: Die un—

selbständige Anschlußberufung sei auch im sozialgerichtlichen

Verfahren zulässig„ Die Vorinstanz hätte über den entschei—

dungsreifen Anspruch des Versicherten auf Gewährung von Ruhe-

geld befinden müssen° Sie hätte das Verfahren nicht in dieser
Weise trennen und eine Voraussetzung des Rentenanspruchs ver—
selbständigen dürfen° Dadurch sei der Versicherte beschwert„

Sein RuhegeldanSpruch sei auch begründet„ Der Versicherte sei

zwar nicht in der AVO, jedoch in der JV° berechtigt gewesen,

sich freiwillig zu versichern (@ 1244 RVO a„F„)„'Er habe da—

her seine Beiträge nur zu einem unrichtigen Versicherungs—

zweig entrichtet° Solche Beiträge dürften nicht beanstandet

werden, wenn ihre Nachentrichtung zu dem richtigen Versiche—

rungszweig unzulässig sei (5 190 AVG auF.‚ 5 1445 b EVO a„F„)o
Dies sei hier der Bello Zur Zeit der Beanstandung der Av„—

Beiträge im Jahre 1953 hätten keine Beiträge zur JV„ mehr

nachentrichtet werden dürfen (5 190 AVG a„F„, @@1442, 1443

RVO aoF„). @ 1445 b RVG a„F° gelte nicht nur, wie die Be-
klagte annehme, für Pflichtbeiträge, sondern auch für fehl—

entrichtete Beiträge freiwillig Versichertero Die zur AVG

entrichteten 6 Monatsbeiträge für 1949 seien rechtswirksam°

Damit sei die Versicherung geordnet (Urteil vom 26° Oktober

1955)„

Das LSG„ ließ die Revision zu„ Die Beklagte legte gegen das
‚ihr

am 14. Dezember 1955 zugestellte Urteil am 31° Dezember

1955 Revision ein und begründete sie — nach Verlängerung

der Begründungsfrist bis zum 14" März 1956 — am 9° März 1956„

.Sie beantragte, die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und

die Klage abzuweiseno
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Der Versicherte ist im August 1956 gestorben° Seine Witwe

erhebt Anspruch auf das Ruhegeld bis zum Todesmonat hin„

Sie ließ sich im Verfahren nicht Vertreten° Die Beklagte

beantragte, das Verfahren fortzusetzen°

Die Revision ist zulässig und begründet°

Der Versicherte hat mit seiner Ehefrau zur Zeit seines

Todes in häuslicher_Gemeinschaft gelebt° Die Witwe ist

deshalb Rechtsnachfolgerin im Rentenverfahren (55 41 AVG

a„F„‚ 1292 EVO aoFo)°

DasLSG„hat mit Recht die unselbständige Anschlußberufungl—
des Versicherten für zulässig erachtet„ Das Sozialgerichts—

gesetz (SGG) enthält zwar keine Vorschriften über den An—
schluß an die Berufung des Gegners° Insoweit ist jedoch

die Vorschrift der Zivilprozeßordnung (ZPO), nach der sich
der Berufungsbeklagte der Berufung anschließen kann9 selbst

wenn die Berufungsfrist verstriohen ist, entsprechend an—

wendbar (55 202 SGG, 521 Absa 1 ZPO; BSG° 2/229)° Das SG°

hat nur entschieden, daß die umstrittenen 6 AVo—Beitrage

rechtswirksam für 1949 entrichtet seien; Trotzdem war der

Versicherte berechtigt, den Anspruch auf Gewährung von

Rente mit der Anschlußberufung vor das Berufungsgericht

zu bringen„ Die Anschlußberufung ist kein Rechtsmittel,

sondern ein die Grenzen der neuen Verhandlung bestimmen—

der Antrag des Berufungsbeklagten innerhalb der Berufung

des Gegners (BSG° aoa’oOc.)° Sie ist ihrer Rechtsnatur nach
nicht auf Ansprüche beschränkt, über die bereits das Ge—

richt 1„ Instanz entschieden hat„ Das SG° war zudem nicht

befugt7 aus dem Leistungsverfahren über die Gewährung

einer Rente ein vom Versicherten nicht beantragtes Fest—

stellungsverfahren über die Eirksamkeit umstrittener Bei—

träge abzutrennen, nur insoweit zu entscheiden und die
Entscheidung über den Rentenanspruch auf unbestimmte Zeit

zu vertagen (@123 see)° Es hätte über die Wirksamkeit
der 6 AvoéBeiträge

— nur eine Voraussetzung für die Er—

füllung der Wartezeit und damit für das Bestehen des Ren—

tenanspruchs — im Leistungsverfahren mit entscheiden müssen„
/3
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In einem solchen Fall muß es dem Versicherten schon aus Grün—

den des Rechtsschutzes und der Prozeßwirtschaftliohkeit mög—
lich sein, durch Anschlußberufung eine Entscheidung des vom

Gegner angerufenen Berufungsgerichts über den geltend gemach—

ten Anspruch herbeizuführen (vg1„ RGZ‚171/131; BGH„1n NJW°
1954 S, 640 — mit ablehnender Anmerkung von Lent — und Stein—

Jonas, ZPO Komm„ 18. Aufl° @ 529 Anm„ IV 2 d)°

Demgegenüber sind Zweifel wegen der Rechtshängigkeit nicht

begründet, weil es sich hier-um zwei Instanzen desselben

Rechtszugs handelt (vgl° BGH, und Stein—Jonas a.a„0,)° Ob

die Bedenken von Lent, eine Partei könne dem Gericht, bei

dem der Prozeß noch teilweise anhängig sei, nicht durch An—

schlußberufung die Entscheidungsbefugnis nehmen, richtig sind,

kann hier dahingestellt bleiben° Im vorliegenden Fall hat das

SG. mit der Feststellung, die 6 AV„—Beiträge seien rechts—

wirksam für 1949 entrichtet, zwar nicht formell, wohl aber

materiell den gesamten Rechtsstreit entschieden, weil die

Gewährung der Rente allein von der Wirksamkeit dieser Bei—

träge abhängt° Dem SG° ist daher durch die Anschlußberufung

die Entscheidungebefugnis, die hier nicht nur formal gese—
hen werden darf, nicht genommen worden (vgl, Lent a,aoO„)°

Der Versicherte hat die Anschlußberufung auch ordnungsgemäß

eingelegt, Im sozialgerichtliohen Verfahren sind — im Ge—

gensatz zum Zivilprozeß (@ 519 ZPO) — für die Berufung ein

schriftlicher Antrag und eine schriftliche Begründung

nicht zwingend vorgeschrieben (@ 151 Abs° 3 SGG)° Dies muß
auch für die unselbständige Anschlußberufung gelten, an
deren Formerfcrderniese keine strengeren Anforderungen ge—

stellt werden dürfen als an die der Berufung selbst° Die

Vorschrift der ZPO, daß die Anschlußberufung schriftlich

zu begründen ist und der Begründungsschriftsatz den Antrag

enthalten muß (@ 522 a ZPO), ist daher im sozialgericht—
lichen Verfahren nicht entsprechend anwendbar; insoweit

bestehen zwischen beiden Verfahrensarten grundsätzliche

Unterschiede (% 202 SGG; vgl„ auch BSG° a.a„o„)° DassLSG,
hat deshalb auf die Anschlußberufung hin mit Recht den vom

Versicherten gestellten Antrag auf Gewährung von Rente ins—

gesamt beurteilt, V
.

.

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

Dieser Antrag ist aber — im Gegensatz zur Auffassung des
LSG° — in der Sache selbst unbegründet° Er ist vom Ver—

sicherungsträger nach dem früheren Anwartschaftsrecht ab—

gelehnt worden" Dieses Anwartschaftsrecht ist zwar nach

dem Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetz (AnVNG)

vom 23„ Februar 1957 für alle Versicherungsfälle‚ die

nach dem 31° März 1945 eingetreten sind‚ weggefallen und
diese Vergünstigung ist grundsätzlich auch in schwebenden

Verfahren anzuwenden (Art° 2 55 45, 6, 8; Art° 1 5 26
AnVNG); jedoch kann eine Rente, auf die ein Anspruch erst

durch das Neuregelungsgesetz begründet wird, frühestens»

mit dem Inkrafttreten des Gesetzes, also mit dem 10 Januar

1957, beginnen (Art° 2 5 24; Art° 3 5 7 AnVNG)ODer Ver—
sicherte ist bereits im August 1956 gestorben, so daß nur
Leistungen für Zeiten vor dem Inkrafttreten des Neurege—

lungsgesetzes streitig sindo Der Anspruch auf solche Lei—

stungen regelt sich nach dem zur Zeit des Versicherungs—

falls — 1951 — geltenden Recht° Nach diesem besteht im

vorliegenden Fall nur dann ein Anspruch auf Ruhegeld9 wenn

die freiwillig entrichteten AV„—Beiträgefür 1949rechts—
wirksam sind und dadurch die Anwartschaft aus den früheren

JV„—Beiträgen erhalten ist„ Diese strittigen Beiträge sind

aber zu Recht beanstandet worden° Der Versicherte war nicht

berechtigt, sich für 1949 freiwillig in der AV° zu versi—

chern„ Er hatte das-40° Lebensjahr bereits vollendet und

war deshalb von der Selbstversicherung ausgeschlossen (@ 21

AVG aoF„, @ 1243 RVO a.,F.)° Zur Weiterversicherung in der

AV° fehlte ihm die erforderliche Vorversicherungszeit in

diesem Versicherungszweig, weil er zuvor nur der JV„ ange—

hört hatte (5 21 AVG a„F„, @ 1244 EVO aoFg)° Die Frist zur
Beanstandung von Beiträgen zur AV„‚ die von der Aufrechnung

der Versicherungskarte an 10 Jahre beträgt (@ 190 AVG a„F°,

% 1445 Abs° 3 RVGa„F‚)‚ war im Januar 1953 noch nicht ab—
gelaufeno Die Sonderfrist des © 1445 b RVG aoF„ (@ 190 AVG
a„Fo), die nur fehlentrichtete Beiträge betrifft und sich

danach richtet, ob eine Nachentrichtung der Beiträge zum

richtigen Versicherungszweig noch statthaft ist, kommt nicht
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zum Zuge° Das Bundessozialgericht (BSG„) hat bereits

früher grundsätzlich entschieden, daß diese Frist nur
für Pflichtbeiträge gilt, nicht auch für Beiträge

freiwillig Versicherter° Das BSG° hat dies aus einer.
Gesamtbetrachtung von Wortlaut, Sinn und Entstehungs—

geschichte dieser Vorschrift geschlossen (vgl° "So—
zialrecht" zu 5 1445 b RVG, A a 1)° Diese Rechtspre—
chung hält der Senat auch nach erneuter Prüfung auf—

recht°

Die rechtliche Behandlung der zu einem unrichtigen
Versicherungszweig entrichteten Beiträge ist in

@ 1445 b EVO a„F„ abschließend geregelt„ In der Ent—
richtung von Beiträgen zu einem unrichtigen Versiche—

ruhgszweig kann daher keine Bereitcrklärung zur Ent—

richtung von Beiträgen zum richtigen Versicherungs—

zweig nach 5 1444 RVO a„F„ erblickt werden° Sonst
ständen die fehlentrichteten Beiträge letztlich

stets den ordnungsgemäß entrichteten gleich° Dies

widerspräche nicht nur dem Gesetz, sondern auch

der Eigenverantwortlichkeit des freiwillig Versi—

cherten für seine Versicherung, insbesondere für

die Wahl des richtigen Versicherungszweigso

Durch das sözialgerichtliche Verfahren kann nur der
versicherungsrechtliche Anspruch des Versicherten

und seiner Witwe geklärt werden„ Etwaige anderwei—

tige Ansprüche, wie sie das LSG° angedeutet hat,

können nicht Gegenstand dieses Verfahrens "sein°

Der Ablehnungsbescheid des Versicherungsträgers ist

im Ergebnis'richtig„ Die Urteile der Vorinstanzen-
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waren aufzuheben und die Klage abzuweisen (@ 170 SGG)O

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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